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Siebentes Bundesmieten-Änderungsgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

In § 2 Abs. 2 des Siebenten Bundesmietengesetzes sind die 
obersten Landesbehörden zum Erlaß von Ausführungsvorschrif- 
ten zur Ertragsberechnung ermächtigt worden. Nach Artikel 80 
Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes können jedoch durch Bundes- 
gesetze nur die Landesregierungen zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen ermächtigt werden. 


B. Lösung 

Änderung des § 2 Abs. 2 des Siebenten Bundesmietengesetzes. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Februar 1971 

1/4 (III/3) — 84000 — Mi 8/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 359. Sitzung am 4. Dezem- 
ber 1970 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung 

des Siebenten Bundesmietengesetzes 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Städtebau und Woh- 
nungswesen. 

Die Bundesregierung erhebt gegen den vorbezeichneten Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Siebenten Bundesmietengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

§ 2 Abs. 2 des Siebenten Bundesmietengesetzes 
(Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung mietpreis- 
rechtlicher und wohnungsrechtlicher Vorschriften in 
der Freien und Hansestadt Hamburg sowie in der 
kreisfreien Stadt München und im Landkreis Mün- 
chen vom 18. Juni 1970, Bundesgesetzbl. I S. 786} er- 
hält folgende Fassung: 

„(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zur Ausführung des Ab- 
satzes 1 Vorschriften zu erlassen über die Ertrags- 
berechnung und das Genehmigungsverfahren, ins- 
besondere über 


a) die Ermittlung und Anerkennung der Kapital- 
und Bewirtschaftungskosten und die hierfür zu- 
lässigen Ansätze einschließlich der Bewertung 
der Eigenleistung (laufende Aufwendungen); 

b) die Ermittlung und Anerkennung der den lau- 
fenden Aufwendungen gegenüberzustellenden 
Erträge; 

c) die Wohnflächenberechnung.'' 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
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Begründung 


§ 2 Abs. 1 des Siebenten Bundesmietengesetzes 
(Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung mietpreis- 
rechtlicher und wohnungsrechtlicher Vorschriften in 
der Freien und Hansestadt Hamburg sowie in der 
kreisfreien Stadt München und im Landkreis Mün- 
chen vom 18. Juni 1970 r BGBl. I S. 786) ist nur voll- 
ziehbar, wenn Vorschriften über die Erstellung der 
maßgeblichen Ertragsberechnung erlassen werden. 
Da es sich dabei um materiell-rechtliche Regelun- 
gen handelt, bedarf es hierfür eines Rechtssatzes. 
Eine entsprechende Ermächtigung zum Erlaß einer 
Rechtsverordnung enthält jedoch § 2 Abs. 2 des 
Siebenten Bundesmietengesetzes nicht. Zwar ist 
dort bestimmt, daß die zuständigen obersten Landes- 
behörden ermächtigt werden, zur Ausführung des 
§ 2 Abs. 1 „Ausführungsvorschriften" zu erlassen. 
Damit sind jedoch offenbar nur Verwaltungsvor- 
schriften angesprochen, die hier jedoch nicht aus- 
reichen würden. Sollte mit dieser Regelung eine 
Verordnungsermächtigung gewollt gewesen sein 
(vgl. dazu auch BVerfGE 22, 214), so stünde sie mit 
Artikel 80 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) nicht 
im Einklang. 

1. Nach Artikel 80 Abs. 1 Satz 1 GG können durch 
Bundesgesetz die Bundesregierung, ein Bundes- 
minister oder die Landesregierungen zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen ermächtigt werden; 
eine Ermächtigung an die obersten Landesbehör- 
den ist grundgesetzwidrig (BVerfGE 11, 77). 
Das Gesetz über Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen vom 3. Juli 1961 (BGBl. I 


S. 856) sieht zwar vor, daß Ermächtigungen ober- 
ster Landesbehörden zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen als Ermächtigungen an die Landesre- 
gierungen gelten. Dieses Gesetz erfaßt aber nur 
Ermächtigungen, die am Tage seiner Verkün- 
dung (8. Juli 1971) bereits in Kraft waren. 

2. Nach Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 GG müssen Inhalt, 
Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung 
im Gesetz bestimmt werden. § 2 Abs. 2 des Sie- 
benten Bundesmietengesetzes läßt auch eine der- 
artige Konkretisierung vermissen; insbesondere 
ist nicht ersichtlich, ob sich die Ermächtigung auf 
materiell-rechtliche Regelungen oder nur auf 
Verfahrensregelungen bezieht. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll § 2 
Abs. 2 des Siebenten Bundesmietengesetzes eine 
dem Artikel 80 Abs. 1 GG entsprechende Ermäch- 
tigung erhalten. Als Ermächtigungsadressaten sind 
die Landesregierungen genannt. Der Inhalt der Er- 
mächtigung wird durch Bezugnahme auf die Ertrags- 
berechnung und das Genehmigungsverfahren be- 
stimmt. Zweck und Ausmaß der Ermächtigung sind 
ferner in Anlehnung an die Vorschriften der Woh- 
nungsbaugesetze konkretisiert, die zum Erlaß der 
Zweiten Berechnungsverordnung ermächtigen (§ 48 
Abs. 1 des I. WoBauG, § 105 Abs. 1 des II. WoBauG). 

Als Zeitpunkt des Inkrafttretens wäre bei Verkün- 
dung des Gesetzes im Jahre 1971 der 1. Januar 1971, 
bei Verkündung im Jahre 1970 der auf die Ver- 
kündung folgende Tag einzusetzen. 
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